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zu finden. Hinzu kommen die Zinserhöhun-
gen, die die Belastungen in vielen Fällen so
sehr in die Höhe getrieben haben, dass sie
von Familien nicht mehr zu leisten sind.
Eigentumserwerb sei jedoch Grundlage für
einen sorgenfreien Ruhestand, vor allem für
Frauenmit geringen Renten, betonen sowohl
Skjerven als auchPetraMüller.Die ehemalige
FDP-Bundestagsabgeordnete hat bereits vor
mehr als zehn Jahren eine Förderung für den
Eigentumserwerb speziell für Frauen zur Dis-
kussion gestellt. Geschehen ist in Deutsch-
land bislang nichts.

Einige Berliner Projektentwickler spre-
chen sichnun für dieAbschaffungderGrund-
erwerbsteuer für Ersterwerber selbstgenutz-
ter Wohnungen aus. Einar Skjerven geht
sogar noch einen Schritt weiter und fordert
gleichzeitig die Möglichkeit, Zinszahlungen
von der Steuer absetzen zu können.

Eine weitere Idee, den Wohnungsbau in
der Hauptstadt anzukurbeln, ist eine Interna-
tionale Bauausstellung auf rund 100 ha im
Randgebiet des Tempelhofer Feldes. Zwei
Drittel des mehr als 300 ha großen Areals
könnten als Erholungs- und Freizeitfläche in
der Mitte frei bleiben. Eine Randbebauung
nach sehr unterschiedlichen Entwürfen, wie
etwa in der zweiten Hälfte der 1950er Jahre
beim Wiederaufbau des fast völlig zerstörten
Berliner Hansaviertels, wäre auch unter
Erhalt weitläufiger Grünflächenmöglich. Das
widerspricht jedoch nicht nur dem Ergebnis
des Volksentscheids von 2014, sondern auch
den Forderungen der Berliner Grünen, die
das gesamte Flughafenareal im aktuellen
Zustand erhalten wollen. Sabine Gottschalk

N ach nur eineinhalb Jahren im
Amt habenBerlinerWahlberech-
tigte dem Senat ihre Unzufrie-
denheit an der Urne allzu deut-

lich bescheinigt. Längst stehen die Projekt-
entwickler, die mit den gestiegenen Bau-
kosten kämpfen müssen, nicht mehr allein
da mit der Forderung, den Wohnungsbau in
der Stadt zu beschleunigen. Auch die von
der noch Regierenden SPD-Bürgermeisterin
Franziska Giffey eingeführten ersten Maß-
nahmen haben die durchschnittlich acht-
jährigen Genehmigungsverfahren nur ge-
ringfügig beschleunigen können.

Eine landesweite
Umfrage desMeinungs-
forschungsinstituts Ci-
vey, die kurz vor
der Wiederholungs-
wahl stattfand, ergab, dass gerade die Anhän-
ger der Koalitionsparteien mit der Woh-
nungspolitik des aktuellen Senats unzufrie-
den sind. Nur 19% der bekennenden SPD-
Wähler und 9%derGrünen-Befürworter zeig-
ten sich zufrieden, bei den Linken waren es
immerhin noch 25%. Gänzlich unzufrieden
sind die meisten Projektentwickler, Makler
und Investoren.

Die Auftraggeber der Studie, Petra Müller
von DLE Land Development, Investor Einar
Skjerven und Sascha Nöske vom Maklerhaus
Strategis, haben in der vergangenen Woche
gemeinsam mit Uwe Bottermann von der
Wirtschaftskanzlei Bottermann Khorrami
ihre Forderungen an den nächsten Senat vor-
gestellt. Dass der Wohnungsneubau in den
vergangenen zehn Jahren nicht mit dem

Bevölkerungswachstum einhergegangen sei,
führe zu immer größeren Problemen, da nun
auch zahlreiche Geflüchtete aus der Ukraine
in der Stadt bleibenwollten.Durchschnittlich
130 Mietinteressierte meldeten sich für eine
Wohnung, es könnten aber auch deutlich
mehr sein. In Hamburg seien es zwischen
20 und 24BewerbungenproWohnung, erläu-
terte Sascha Nöske.

Bis 2030 rechnet Berlinmit 4Mio. Einwoh-
nern, die momentane Leerstandsquote
beträgt jedoch gerade einmal 0,8%. DerWoh-
nungsmangel führt zu dramatischen Situatio-
nen und immer mehr Umzügen ins Umland,

vor allem unter jungen
Familien, die sich grö-
ßere Wohnungen in der
Stadt nicht mehr leisten
können. Der Rückgang

der Neubauaktivitäten in den vergangenen
Jahren bringt aber auch mit sich, dass große
Wohnungen nach dem Auszug der Kinder oft
über Jahre von einzelnen Senioren bewohnt
werden, die ihre Viertel nicht verlassen wol-
len, aber keine passende kleinere Wohnung
zu einem günstigen Mietpreis finden.

Investor Einar Skjerven beklagt vor allem
die geringe Eigentumsquote in Berlin. Das
Geschäftsfeld des seit 2006 auf dem Berliner
Markt etablierten Norwegers liegt in der
Sanierung und Umwandlung von Bestands-
immobilien. Er profitiert zwar von der
momentanen Situation, betont aber, dass das
Wirtschaftswachstumder Stadt ohneNeubau
ausgebremst wird. Denn durch das Auftei-
lungsverbot sei es für kaufinteressierte
Zuzügler schwierig, eine geeignete Wohnung

Der Wohnungsbau muss
schneller gehen

Berlin. Die heftige Schlappe, die die rot-grün-rote
Regierungskoalition am Sonntag erlitten hat, ist ein deutliches
Zeichen, dass sich im Wohnungsbau in der Hauptstadt schnell
etwas ändern muss.

Die Eigentumsquote ist in
Berlin zu gering

In Berlin wird zwar viel gebaut, an der
Wohnungsnot ändert sich jedoch wenig.

Der neue Senat wird schnell
Lösungen finden müssen.

Quelle: Immobilien Zeitung, Urheberin: Sabine Gottschalk

T rotz der hohen Inflation bescheinigt
der Verband Berlin-Brandenburgischer

Wohnungsunternehmen (BBU) seinen
Bestands- und Neuvermietungsmieten eine
große Stabilität. Anders sieht es bei den Bau-
kosten aus. „Mit diesen Preisen ist bezahlba-
res Bauen und Modernisieren nicht mehr zu

machen“, erklärte BBU-Vorständin Maren
Kern bei der Vorstellung des Marktmonitors
ihres Verbands.

Die Politik müsse unverzüglich gegen-
steuern, sagte Kern und forderte eine Kon-
junkturoffensive für die Zukunft des Woh-
nens. Immer höhere Auflagen, bürokratische

Planungsverfahren, abrupte Änderungen bei
Förderungen und mangelnde Digitalisierung
seien Hürden, mit denen öffentliche wie pri-
vate Unternehmen seit Jahren zu kämpfen
haben.

Im Jahr 2022 stiegen die Baupreise imVer-
gleich zumVorjahr in Berlin um 16,5% und in
Brandenburg sogar ummehr als 18%. In Ber-
lin liegen sie bei abgerechneten Projekten
bereits jetzt bei 3.600 Euro/qm, bei in der Pla-
nung befindlichen geht der BBU sogar von
5.000 Euro/qm aus, und zwar ohne Berück-
sichtigung des Grundstückpreises.

Kern forderte eine Verbesserung der
rechtlichen Rahmenbedingungen durch
schlankere Verwaltungsabläufe und die
Beschleunigung von Bauverfahren. Auch die
Absenkung der Mehrwertsteuer auf Bauleis-
tungen und der Ausbau der Förderung durch
Bund und Land würden sich positiv auf die
Mieten auswirken. Sabine Gottschalk

5.000 Euro/qm im Neubau
Berlin. Drastisch gestiegene Baupreise, immer höhere Auflagen und
Änderungen bei Förderprogrammen bereiten den im BBU
zusammengeschlossenen öffentlichen und genossenschaftlich organisierten
Wohnungsunternehmen in Berlin und Brandenburg große Probleme.

Auch landeseigene Wohnungen
könnten bald unbezahlbar werden.
Jetzt ist die Politik gefragt. Quelle:
Immobilien Zeitung, Urheberin: Sabine Gottschalk
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